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VORGESCHICHTE Das 1952 beschlossene und 1954 in Kraft getretene Landwirtschaftsge-
setz garantiert den Bauern existenzsichernde Produzentenpreise (vgl. 
Vorlage 159). Eine Schlüsselrolle hat dabei die Milchwirtschaft, da diese 
mit einem Anteil von gut einem Drittel am Ertrag der bedeutendste Pro-
duktionszweig der einheimischen Landwirtschaft ist und neben Brot als 
bedeutendstes Nahrungsmittel gilt. 1953 beschliesst das Parlament zum 
Vollzug des Landwirtschaftsgesetzes das sogenannte Milchstatut. Die 
vom Gesetz vorgesehenen Einnahmequellen (Abgaben auf Konsummilch 
und Konsumrahm sowie auf Einfuhren von Butter, Trocken- und Kon-
densmilch, Speiseölen und Speisefetten) reichen jedoch aufgrund der 
stark steigenden Milchproduktion nicht aus, um die Kosten des Bundes 
für die Verbilligung der Milch zu decken. 

Um die Kosten in den Griff zu bekommen und gleichzeitig einen Anreiz 
zur Eindämmung der Milchproduktion zu schaffen, fassen die Behörden 
1959 einen neuen Milchwirtschaftsbeschluss, der die Milchproduzenten 
zu einer Beteiligung am Aufwand für den Absatz ihrer Produkte vorsieht. 
Der Bund behält deshalb pro abgelieferten Liter Milch zunächst maximal 
drei Rappen zur Sicherstellung der Verwertungsmassnahmen zurück. 
Was der Bund davon nicht benötigt, wird dem Bauern später ausbezahlt. 
Auf Antrag von Nationalrat Robert Piot (FDP, VD) sieht der Milchbeschluss 
zusätzlich vor, dass insbesondere jene Bauern finanziell «bestraft» wer-
den sollen, die im Verhältnis zum Futter, das sie auf dem eigenen Hof 
produzieren können, einen zu hohen Bestand an Milchvieh halten (soge-
nannte «Bahnhofsbauern»). Ihnen soll der nicht benötigte Rest des 
Rückbehalts nicht ausbezahlt werden. Trotz dieser Massnahme steigt je-
doch die Milchmenge weiter. Deshalb erhöht der Bundesrat den Rück-
behalt pro Liter Milch im April 1960 von 2,5 auf das mögliche Maximum 
von drei Rappen je Liter und schlägt im Mai 1960 vor, den maximalen 
Rückbehalt um weitere drei Rappen zu erhöhen. Das Parlament wandelt 
diesen Antrag um und beschliesst im Juni 1960, die «Bahnhofsbauern» 
mit einer Sonderabgabe zu belasten. 

Gegen diesen Bundesbeschluss, der bis am 31. Oktober 1962 gilt, ergreift 
ein «Aktionskomitee für unseren Bauernstand» das Referendum. Die 
Migros und ihr Gründer Gottlieb Duttweiler scheinen am Zustandekom-
men des Referendums eine zentrale Rolle gespielt zu haben. 

GEGENSTAND Der zur Abstimmung stehende Bundesbeschluss verschärft Art. 4 Abs. 4 
des Milchwirtschaftsbeschlusses vom 19. Juni 1959: Landwirte, deren 
Viehbestand nicht der betriebseigenen Futterbasis gemäss Landwirt-
schaftsgesetz entspricht und die deshalb eine zu grosse Milchmenge in 
Verkehr bringen, müssen zusätzlich zum Rückbehalt eine Abgabe von ma-
ximal 3 Rappen je Kilo/Liter abgelieferter Milch entrichten. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Die Regierungsparteien, die Evangelische Volkspartei, die Demokraten 
sowie auch die Gewerkschaften und der Gewerbeverband geben zur Ver-
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schärfung der Lex Piot die Japarole aus. Auch die gewerkschaftsnahe Ar-
beitsgemeinschaft der Angestellten und Konsumenten gibt die Japarole 
aus. Als einzige namhafte Partei spricht sich der Landesring der Unab-
hängigen gegen die Vorlage aus. Die Landwirtschaftlichen Organisationen 
sind sich nicht einig. So geben zwar der Bauernverband und der Milch-
produzentenverband die Japarole aus, doch scheren etwa die west-
schweizerische Bauerngewerkschaft «Union des producteurs suisses», 
aber auch zentral- und ostschweizerische Bauernorganisationen sowie 
Jungbauern aus.  

Die Gegner kritisieren, die Vorlage bringe den Bauern Einkommensverlu-
ste und sei sozial fragwürdig, weil Bergbauern gleich viel zu zahlen hätten 
wie Talbauern. Insgesamt stellen sie die Ergänzung des Milchwirtschafts-
beschlusses als Beispiel für das Versagen einer überregulierten Land-
wirtschaft der Nachkriegszeit dar, die zu schlechten Existenzgrundlagen, 
einem Rückgang der Bauernbetriebe und insbesondere der Familienbe-
triebe, zu einer übertriebenen Technisierung der Landwirtschaft und zu 
einer Entvölkerung des Alpenraums führe.  

Die Befürworter bezeichnen die Vorlage als Beitrag gegen die Milch-
schwemme. Die «Bahnhofsbauern» für die Überschussverwertung zur 
Verantwortung zu ziehen, bezeichnen sie als gerechte Lösung. Sie kriti-
sieren die Gegner und vor allem Migros-Gründer Gottlieb Duttweiler. Er 
spiele den Bauernfreund, sei in dieser Rolle aber aufgrund seiner frühe-
ren landwirtschaftsfeindlichen Positionen unglaubwürdig. Dieser erste 
Schritt in Richtung einer Milchkontingentierung sei zwar für die Bauern 
schmerzhaft, aber akzeptabel. 

ERGEBNIS Bei einer Beteiligung von 49,8% wird die Änderung des Milchwirtschafts-
beschlusses mit einem Jastimmenanteil von 56,3% angenommen. Die 
Zustimmung schwankt zwischen 28,7% Ja im Kanton Obwalden und 
77,5% Ja in Freiburg. Ablehnende Mehrheiten resultieren in den katholi-
schen Innerschweizer Kantonen sowie in St.Gallen und Appenzell Ausser-
rhoden. 
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